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137. Verordnung: Änderung der Flugsicherungsstreckengebührenverordnung 1973
1 3 8 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich

und dem Minister für Außenhandel der Republik Kuba über die Aner-
kennung von Bescheinigungen der Handelskammer der Republik Kuba in
Ursprungszeugnissen, die für die Anwendung der Vorzugszölle nach dem
österreichischen Präferenzzollgesetz erforderlich sind

137 . Verordnung des Bundesministers für Verkehr vom 17. März 1977, mit der die
Flugsicherungsstreckengebührenverordnung 1973 geändert wird

Auf Grund der §§ 1 und 3 des Flugsicherungsstreckengebührengesetzes 1973, BGBl. Nr. 505,
wird verordnet:

Artikel I

Die Anlagen 1 und 2 der Flugsicherungsstreckengebührenverordnung 1973, BGBl. Nr.
515, in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 537/1975 werden durch die Anlagen 1 und 2
zu dieser Verordnung ersetzt.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. April 1977 in Kraft.

Lanc

Anlage 1

(Zu § 2 Flugsicherungsstrecken-
gebührenverordnung 1973)
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Anlage 2

(Zu § 3 Abs. 2 der Flugsicherungs-
streckengebührenverordnung 1973)

Für Transatlantikflüge, bei denen der Zielflugplatz (oder der Abflugplatz) zwischen dem 14.
und dem 110. Grad westlicher Länge und nördlich des 55. Grades nördlicher Breite (Zone I) be-
ziehungsweise zwischen dem 30. und dem 110. Grad westlicher Länge und dem 28. und 55. Grad
nördlicher Breite (Zone III) liegt, ist — je nachdem, welcher der in der Spalte 1 der nachstehenden
Tabelle bezeichneten Flugplätze der Abflugplatz (beziehungsweise der Zielflugplatz) ist — eine
Pauschalgebühr in der in der Spalte 2 für Luftfahrzeuge mit dem Gewichtsfaktor eins (50 metrische
Tonnen) angegebenen Höhe zu entrichten (§ 3 Abs. 2 des Flugsicherungsstreckengebührengesetzes
1973); für derartige Flüge mit Militärluftfahrzeugen werden die in der Spalte 3 angegebenen Beträge
abgezogen, sofern in den in der Spalte 4 bezeichneten Staaten für solche Flüge keine Flugsicherungs-
streckengebühren zu entrichten sind:
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138 ,

V E R E I N B A R U N G
zwischen dem Bundesminister für Finanzen
der Republik Österreich und dem Minister
für Außenhandel der Republik Kuba über
die Anerkennung von Bescheinigungen der
Handelskammer der Republik Kuba in Ur-
sprungszeugnissen, die für die Anwendung
der Vorzugszölle nach dem österreichischen

Präferenzzollgesetz erforderlich sind

Artikel 1

Der Minister für Außenhandel der Republik
Kuba bestätigt, daß zur Bescheinigung von Ur-
sprungszeugnissen, die zur Inanspruchnahme der
Vorzugszölle nach dem Allgemeinen Präferenz-
system erforderlich sind, die Handelskammer der
Republik Kuba ermächtigt ist.

Artikel 2

Der Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich anerkennt die Bescheinigung der im
Artikel 1 genannten ermächtigten Handels-
kammer der Republik Kuba in Ursprungs-
zeugnissen, die für die Anwendung der Vorzugs-
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zölle nach dem Präferenzzollgesetz bei der Ein-
fuhr von begünstigtem Waren in das öster-
reichische Zollgebiet erforderlich sind.

Artikel 3

Der Minister für Außenhandel der Republik
Kuba wird jede Änderung bezüglich der im
Artikel 1 genannten Handelskammer dem Bun-
desminister für Finanzen der Republik Öster-
reich bekanntgeben.

Artikel 4

Die im Artikel 1 der gegenständlichen Ver-
einbarung genannte Handelskammer der Repu-
blik Kuba leistet bei der Prüfung der Richtigkeit
und Ordnungsmäßigkeit der Ursprungsnachweise,
und zwar sowohl der Ursprungszeugnisse als auch
der für den Postverkehr vorgesehenen Ur-
sprungserklärungen, den österreichischen Zoll-
behörden über deren Ersuchen Verwaltungshilfe.
Zu diesem Zweck können die österreichischen
Zollbehörden und die Handelskammer der Repu-
blik Kuba miteinander unmittelbar verkehren.

Artikel 5

Der Bundesminister für Finanzen der Repu-
blik Österreich und der Minister für Außen-
handel der Republik Kuba können unmittelbar
in Fragen verhandeln, die sich bei der Durch-
führung dieser Vereinbarung ergeben. Diese bei-
den Regierungsstellen werden nach Bedarf Be-
ratungen zum Zweck des Erfahrungsaustausches
in Angelegenheiten dieser Vereinbarung führen.

Artikel 6

a) Diese Vereinbarung tritt am 7. April 1977
in Kraft.

b) Diese Vereinbarung wird auf die Dauer
von zwei Jahren abgeschlossen. Ihre Gültigkeit
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, so-
fern sie nicht durch eine der Vertragsparteien
sechs Monate vor Ablauf der Frist gekündigt
wird.

Geschehen in Wien, am 24. Feber 1977, in
zwei Urschriften, jede in deutscher und spanischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für den Bundesminister für Finanzen
der Republik Österreich:

Dr. Perrelli m. p.

Für den Minister für Außenhandel
der Republik Kuba:

Luis Orlando Rodriguez m. p.

Kreisky


